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 U N I V E R S I T Ä T   K O N S T A N Z 

 
Prüfungs- und Studienordnung für den Bachelor-Studiengang 
Volkswirtschaftslehre (Economics) 
 
in der Fassung vom 10. Juli 2006 
 

 
 
Kennziffer:  
B 10.0 
 

 
 
Aufgrund von § 34 Abs. 1 iVm § 19 Abs. 1 Nr. 9 Landeshochschulgesetz (LHG) in 
der Fassung vom 1. Januar 2005 (GBl. S. 1), geändert am 19. Dezember 2005 (GBl. 
S. 794, 798), hat der Senat der Universität Konstanz am 22. Februar und am 28. Juni 
2006 die nachstehende Prüfungs- und Studienordnung beschlossen. 

Der Rektor der Universität Konstanz hat seine Zustimmung gem. § 34 Abs. 1 Satz 3 
LHG am 7. Juli 2006 erteilt. 
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I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 Zweck der Bachelor-Prüfung 
 
Die Bachelor-Prüfung bildet einen ersten wissenschaftlichen Hochschulabschluss im 
Studienfach Volkswirtschaftslehre (Economics). Durch die Bachelor-Prüfung soll 
festgestellt werden, ob der Kandidat1 die grundlegenden Fachkenntnisse besitzt, um 
die Zusammenhänge des Faches zu überblicken und ob er in der Lage ist, die für 
einen frühen Übergang in die Berufspraxis notwendigen wirtschaftswissenschaftli-
chen Methoden und Erkenntnisse anzuwenden.  
 
 

§ 2 Graduierung 
 
Aufgrund der bestandenen Bachelor-Prüfung wird der akademische Grad „Bachelor 
of Arts in Volkswirtschaftslehre/Economics“ verliehen (abgekürzt: „B.A.“).  
 
 

§ 3 Regelstudienzeit 
 

Die Regelstudienzeit beträgt sechs Fachsemester. 
 
 

§ 4 Struktur 
 
(1) Das Studienfach wird als wissenschaftliches Hauptfach studiert. Der Studiengang 

ist interdisziplinär angelegt. Neben den volkswirtschaftlichen Grundlagen werden 
Grundkenntnisse in Betriebswirtschaftslehre sowie überfachliche berufsfeldorien-
tierte Schlüsselqualifikationen als integrierte Bestandteile der Lehrveranstaltun-
gen vermittelt. 

 
(2) Das Studium gliedert sich in ein Basisstudium von vier Semestern und ein Vertie-

fungsstudium von zwei Semestern. Alle Prüfungen werden studienbegleitend ab-
gelegt. 

 
(3) Die studienbegleitenden Prüfungsleistungen aus dem ersten Studienjahr gemäß § 

18 bilden die Orientierungsprüfung. Das dritte Studienjahr schließt mit der Bache-
lor-Prüfung zum Ende des sechsten Semesters ab. 

 
(4) Ein Auslandssemester ist erwünscht. Die während des Auslandssemesters an 

einer ausländischen Hochschule erbrachten Prüfungsleistungen werden gemäß § 
8 Absatz 1 anerkannt. 

 

 
1 Aus Gründen der Lesbarkeit sind in dieser Prüfungsordnung nicht männliche und weibliche Sprachform nebeneinander 
aufgeführt. Alle personenbezogenen Aussagen gelten stets für Frauen wie für Männer. Frauen können alle Amts-, Sta-
tus-, Funktions- und Berufsbezeichnungen, die in dieser Prüfungsordnung in der männlichen Sprachform verwendet 
werden, in der entsprechenden weiblichen Sprachform führen. 
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§ 5 Studienumfang 
 
Das für den erfolgreichen Abschluss des Studiums erforderliche Lehrangebot ent-
spricht mindestens 180 ECTS-Credits (cr). 
 
 

§ 6 Prüfungsausschuss 
 
(1) Für die Durchführung und Organisation der Bachelor-Prüfung wird ein Prüfungs-

ausschuss gebildet. Der Prüfungsausschuss wird bei der Organisation von Prü-
fungen vom Zentralen Prüfungsamt unterstützt. Er trifft die im Rahmen der Prü-
fungsverfahren erforderlichen Entscheidungen nach Maßgabe der Prüfungsord-
nung, soweit in dieser Prüfungsordnung oder anderen Rechtsvorschriften nichts 
Abweichendes bestimmt ist. Der Prüfungsausschuss kann dem Vorsitzenden wi-
derruflich die Erledigung einzelner Aufgaben übertragen. 

 
(2) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsord-

nung eingehalten werden. Der Prüfungsausschuss gibt Anregungen zur Reform 
des Studienplans und der Prüfungsordnung. 

 
(3) Der Prüfungsausschuss besteht aus: 
 

1. drei Professoren des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaften, 
2. zwei Vertretern des wissenschaftlichen Dienstes des Fachbereichs Wirt-

schaftswissenschaften, 
3. zwei Studierenden des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaften, mit beraten-

der Stimme, 
4.  dem Sekretär des Prüfungsausschusses mit beratender Stimme als ständiges 

Mitglied. 
 
(4) Die Amtszeit der Mitglieder gemäß Absatz 3 Nummer 1 und 2 beträgt zwei Jahre, 

die der studentischen Mitglieder ein Jahr. Die Bestellung erfolgt auf Vorschlag des 
Fachbereichsrats durch die Studienkommission. 

 
(5) Der Prüfungsausschuss wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen 

Stellvertreter aus der Gruppe der Professoren. 
 
(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei Prüfungen anwe-

send zu sein. 
 
(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und die Prüfer unterliegen der Amts-

verschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch 
den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

 
 

§ 7 Prüfer 
 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer. Er kann die Bestellung dem Vorsit-

zenden übertragen. 
 
(2) Die Betreuung und Bewertung der Abschlussarbeit kann nur Professoren, Junior-

professoren, Hochschuldozenten oder Privatdozenten oder wissenschaftlichen 
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Mitarbeitern mit langjähriger erfolgreicher Lehrtätigkeit, denen das Rektorat nach 
§ 52 Absatz 1 Satz 5 LHG die Prüfungsbefugnis übertragen hat, übertragen wer-
den. 

 
(3) Die studienbegleitenden Prüfungen werden von dem Leiter der jeweiligen Lehr-

veranstaltung abgenommen. 
 
 

§ 8 Anerkennung von Studienzeiten, Studienleistungen  
und Prüfungsleistungen 

 
(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Bachelorstudiengän-

gen und/oder anderen Studiengängen einer Universität oder einer gleichgestellten 
deutschen oder ausländischen Hochschule werden auf schriftlichen Antrag des 
Studenten anerkannt, soweit sie gleichwertig sind. Gleichwertigkeit ist festzustel-
len, wenn Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Um-
fang und in den Anforderungen den im Studienfach „Volkswirtschaftslehre“ vorge-
schriebenen Prüfungsleistungen im Wesentlichen entsprechen. Der Student hat 
die für die Anerkennung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 

 
(2) Bei der Anerkennung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistun-

gen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, sind die 
von Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquiva-
lenzvereinbarungen, sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaf-
ten zu beachten. 

 
(3) Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in staatlich aner-

kannten Fernstudien, in staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien 
und Fachhochschulen gilt Absatz 1 entsprechend. 

 
(4) Die Anerkennung von Teilen der Bachelor-Prüfung kann versagt werden, wenn 

mehr als die Hälfte aller studienbegleitenden Prüfungsleistungen und/oder die 
Abschlussarbeit anerkannt werden müsste.  

 
(5) Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten - soweit die 

Notensysteme vergleichbar sind - zu übernehmen und nach Maßgabe dieser Prü-
fungsordnung in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei unver-
gleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden" aufgenommen. Eine 
Kennzeichnung der Anrechnung im Zeugnis wird vorgenommen. 

 
(6) Einschlägige berufspraktische Tätigkeiten sowie einschlägige Berufsausbildungen 

können auf schriftlichen Antrag des Studenten als Äquivalenz für die Praktika 
gemäß § 10 anerkannt werden. Der Student hat die für die Anerkennung erforder-
lichen Unterlagen vorzulegen. 

 
(7) Entscheidungen nach Absatz 1 bis 5 trifft der Prüfungsausschuss im Zusammen-

wirken mit den jeweiligen Fachvertretern.  
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§ 9 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß, Schutzfristen,  

Behinderte Studierende 
 
(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend" (5,0) bewertet, wenn der 

Kandidat einen Prüfungstermin ohne triftige Gründe versäumt oder wenn er nach 
Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. Dasselbe gilt, 
wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bear-
beitungszeit erbracht wird, es sei denn, der Kandidat hat die Fristüberschreitung 
nicht zu vertreten. 

 
(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachte Grund muss dem 

Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht 
werden. Bei Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm überwiegend allein zu 
versorgenden Kindes oder pflegebedürftigen Angehörigen ist ein ärztliches Attest 
(unter Verwendung des entsprechenden Vordrucks des Prüfungsausschusses) 
und in Zweifelsfällen ein Attest eines vom Prüfungsausschuss benannten Arztes, 
bzw. des zuständigen Amtsarztes vorzulegen. Werden die Gründe anerkannt, so 
wird ein neuer Termin anberaumt. Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse 
sind in diesem Fall anzurechnen. 

 
(3) Versucht der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung 

oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffende 
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend" (5,0) bewertet.  

 
(4) Ein Kandidat, der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem 

jeweiligen Prüfer oder Aufsichtführenden von der Fortsetzung der Prüfungsleis-
tung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung 
als mit „nicht ausreichend" (5,0) bewertet.  

 
(5) Im Falle einer besonders schwerwiegenden Täuschung kann der Prüfungsaus-

schuss den Kandidaten von der Wiederholungsprüfung ausschließen mit der Fol-
ge des Verlustes des Prüfungsanspruchs. 

 
(6) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
 
(7) Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von acht Tagen verlangen, dass die Ent-

scheidungen nach Absatz 3 und 4 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. Be-
lastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind dem Kandidaten unver-
züglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen. 

 
(8) Auf Antrag einer Kandidatin sind die Mutterschutzfristen, wie sie im jeweils gülti-

gen Gesetz zum Schutz der erwerbstätigen Mutter (MuSchG) festgelegt sind, ent-
sprechend zu berücksichtigen. Dem Antrag sind die erforderlichen Nachweise 
beizufügen. Die Mutterschutzfristen unterbrechen jede Frist nach dieser Prü-
fungsordnung; die Dauer des Mutterschutzes wird nicht in die Frist eingerechnet. 

 
(9) Gleichfalls sind die Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen 

Gesetzes über die Gewährung von Erziehungsgeld und Elternzeit (BErzGG) auf 
Antrag zu berücksichtigen. Der Kandidat muss spätestens vier Wochen vor dem 
Zeitpunkt, von dem ab er die Elternzeit antreten will, dem Prüfungsausschuss un-
ter Beifügung der erforderlichen Nachweise schriftlich mitteilen, für welchen Zeit-
raum oder  für welche Zeiträume er Elternzeit in Anspruch nehmen will. Der Prü-
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fungsausschuss hat zu prüfen, ob die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, 
die bei einem Arbeitnehmer einen Anspruch auf Elternzeit nach dem BErzGG 
auslösen würden, und teilt dem Kandidaten das Ergebnis sowie ggf. die neu 
festgesetzten Prüfungsfristen unverzüglich mit. Die Bearbeitungsfrist der schriftli-
chen Arbeit der Bachelor-Prüfung kann nicht durch die Elternzeit unterbrochen 
werden. Die gestellte Arbeit gilt als nicht vergeben. Nach Ablauf der Elternzeit 
erhält der Kandidat ein neues Thema. 

(10) Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er 
wegen länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden nicht in 
der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form 
abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses, die Prü-
fungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder gleichwertige 
Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt für 
Studienleistungen 

 
 
 
II. Studienleistungen 
 
§ 10 Berufspraktische Ausbildungen (Praktikum, Schulpraktikum) und Schlüs-

selqualifikationen (überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen) 
 
(1) In der Regel im dritten Studienjahr ist als Studienleistung ein mindestens sechs-

wöchiges Praktikum (8 cr) abzuleisten. 
 
(2) Bei dem Praktikum für Vertiefungsrichtung B gemäß § 23 sind die inhaltlichen und 

strukturellen Bestimmungen für das Betriebspraktikum in einem wirtschaftspäda-
gogischen Studiengang zu beachten, wenn das Praktikum den ersten Praktikum-
sabschnitt für den Vorbereitungsdienst für das Höhere Lehramt an kaufmänni-
schen Schulen darstellen soll. Näheres regeln der Studienplan und die Merkblät-
ter für die Vertiefungsrichtung B. 

 
(3) Für das Praktikum ist ein Berichtsverfahren einzuhalten. Nach ordnungsgemäßer 

Ableistung wird durch das Fachbereichssekretariat ein Anerkennungsbescheid 
ausgestellt. 

 
(4) Im Falle von Vertiefungsrichtung B gemäß § 23 ist als zusätzliche Studienleis-

tung im dritten Studienjahr ein mindestens vierwöchiges Schulpraktikum zu ab-
solvieren (8 cr). Näheres regeln der Studienplan und die Merkblätter für die Ver-
tiefungsrichtung B. 

(5) Neben den Praktika sind in dafür ausgewiesenen Lehrveranstaltungen Schlüs-
selqualifikationen (überfachliche berufsfeldorientierte Qualifikationen) im Umfang 
von 6 ECTS-Credits (Vertiefungsrichtungen A und C) bzw. 3 ECTS-Credits (Ver-
tiefungsrichtung B) zu erwerben. 
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III. Studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 11 Art der studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
 
(1) Studienbegleitende Prüfungsleistungen sind in der Regel als Klausur zu erbrin-

gen. Zu Beginn der Lehrveranstaltung legt der jeweilige Lehrveranstaltungsleiter 
Art und Umfang der Prüfungsleistung fest. 

 
(2) Für die Aufgabenstellung und die Auswertung einer Klausur ist der Leiter der je-

weiligen Lehrveranstaltung verantwortlich. Im Verhinderungsfall kann der Prü-
fungsausschuss einen anderen Prüfer bestellen. 

 
(3) Klausuren können zum Teil oder zur Gänze in Form des Antwort-Wahl-

Verfahrens (Multiple Choice) durchgeführt werden. Für die Bewertung der Prü-
fungsleistung nach dem Antwort-Wahl-Verfahren werden die richtig oder falsch 
beantworteten Teilfragen unter Beachtung der folgenden Grundsätze in Leis-
tungspunkte und Noten umgerechnet: 

 
a. Richtig beantwortete Teilfragen liefern positive Wertungspunkte. 
b. Falsch beantwortete Teilfragen liefern negative Wertungspunkte. 
c. Nicht beantwortete Teilfragen oder Antworten zu Teilfragen, die nicht die vor-

gegebenen Antwortmöglichkeiten verwenden, werden nicht gewertet. 
d. Werden Teilfragen zu Frageblöcken gebündelt, so kann die Addition der posi-

tiven und negativen Wertungspunkte auf jeden Fragenblock in der Form be-
schränkt werden, dass die Gesamtbewertung des Fragenblocks schlechtes-
tenfalls null Wertungspunkte beträgt. 

e. Für die Umrechnung der Wertungspunkte in Leistungspunkte ist die erreichba-
re Höchstpunktezahl (HPZ) maßgeblich. 

f. Die Umrechnung erfolgt nach folgendem Schema: 
  
 Wertungspunkte     Leistungspunkte in % 
 HPZ       100 
 0 < X < HPZ      100 (X / HPZ) 
 0       0 

X < 0       0 
 

g. Werden Leistungspunktintervalle vorgegeben, so werden an Stelle der er-
rechneten Leistungspunkte innerhalb eines Intervalls jeweils die Leistungs-
punkte an der Obergrenze des Intervalls gewertet. 

h. Der Prüfer hat die Zuordnung von Leistungspunktintervallen zu den Noten 
gemäß § 14 vor der Prüfung bekannt zu geben. 

 
 

§ 12 Anmeldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungen 
 
(1) Zu den studienbegleitenden Prüfungen muss sich der Kandidat im Prüfungssekre-

tariat anmelden. Die Termine für die Anmeldung legt der Prüfungsausschuss fest 
und gibt sie unter Angabe einer Ausschlussfrist bekannt. 

 
(2) Mit der Anmeldung zur ersten studienbegleitenden Prüfung muss der Kandidat 

beim Prüfungsausschuss die Zulassung zu den studienbegleitenden Prüfungen 
beantragen. 
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(3) Zu den studienbegleitenden Prüfungen kann nur zugelassen werden, wer 
 

a. im Bachelor-Studiengang Volkswirtschaftslehre an der Universität Konstanz 
immatrikuliert ist und 

 
b. seinen Prüfungsanspruch nicht verloren hat. 

 
(4) Dem Zulassungsantrag sind beizufügen: 
 

a. die Nachweise der in Absatz 3 genannten Zulassungsvoraussetzungen, 
 

b. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat bereits eine Orientierungsprüfung 
bzw. Zwischenprüfung im Studienfach Volkswirtschaftslehre oder eine Dip-
lomvorprüfung bzw. Diplomprüfung im Studienfach Volkswirtschaftslehre bzw. 
eine vergleichbare Prüfung in einem Studiengang oder Teilstudiengang 
Volkswirtschaftslehre oder einem betriebswirtschaftlichen Studiengang oder 
Teilstudiengang endgültig nicht bestanden hat oder ob er sich in einem der 
oben genannten Fächer in einem Prüfungsverfahren befindet. 

 
(5) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. Er kann die Entschei-

dung dem Vorsitzenden übertragen. Falls der Studierende nicht zugelassen wer-
den kann, wird ihm dies schriftlich vom Prüfungssekretariat mitgeteilt; die Ableh-
nung ist mit einer Begründung zu versehen. 

 
(6) Die Zulassung darf nur abgelehnt werden, wenn: 
 

a. die in Absatz 3 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind, oder 
 
b. die Unterlagen unvollständig sind und trotz Aufforderung nicht fristgemäß ver-

vollständigt worden sind, 
 

c. der Kandidat bereits eine Orientierungsprüfung bzw. Zwischenprüfung im Stu-
dienfach Volkswirtschaftslehre oder eine Diplomvorprüfung bzw. Diplomprü-
fung im Studienfach Volkswirtschaftslehre bzw. eine vergleichbare Prüfung in 
einem wirtschaftswissenschaftlichen Studiengang endgültig nicht bestanden 
hat oder den Prüfungsanspruch verloren hat oder sich in einem der betreffen-
den Fächer an einer anderen wissenschaftlichen Hochschule in einem Prü-
fungsverfahren befindet. 

 
 

§ 13 Studienbegleitende Prüfungstermine 
 
(1) In jedem Semester werden für die studienbegleitenden Prüfungsleistungen ge-

mäß §§ 21 und 23 jeweils zwei Prüfungstermine für schriftliche Prüfungen (Klau-
suren) angeboten, von denen der erste am Ende der Vorlesungszeit des jeweili-
gen Semesters und der zweite zu Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Se-
mesters liegt. 

(2) Der Kandidat hat sich zu den einzelnen Klausuren entsprechend den vom Prü-
fungsausschuss festgelegten Richtlinien anzumelden. Dies gilt auch für eine Wie-
derholungsprüfung, sofern die erste Klausur mit der Note „nicht ausreichend“ be-
wertet wurde. 
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(3) Wer in einer ersten Klausur eine Note „ausreichend“ (4,0) oder besser erzielt hat, 

kann an einer Wiederholungsprüfung in demselben Prüfungsgebiet nicht teilneh-
men. 

(4) Für die in § 18 Absatz 1 unter a) bis d) genannten Prüfungsleistungen im Rahmen 
der Orientierungsprüfung gilt abweichend von Absatz 1, dass der erste Prüfungs-
termin am Ende der jeweiligen Vorlesungszeit zwingend wahrgenommen werden 
muss. § 27 Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend. Dies bedeutet, dass der zweite 
Klausurtermin zu Beginn der Vorlesungszeit des Folgesemesters hier nur für 
Kandidaten angesetzt wird, deren erste Klausur mit der Note „nicht ausreichend“ 
bewertet wurde oder die an dem ersten Prüfungstermin aus Gründen, die sie 
nicht zu vertreten haben, nicht teilnehmen konnten. 

 
 

§ 14 Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
 
(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen (Einzelnoten) werden von den 

jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind 
folgende Noten zu verwenden:  

 
 1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung 
 2 = gut = eine Leistung, die erheblich über dem Durchschnitt liegt 
 3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht 
 4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen 

genügt 
 5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anfor-

derungen nicht mehr genügt. 
 
(2) Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen sind Zwischenwerte durch 

Erniedrigen oder Erhöhen der Notenwerte um 0,3 zulässig. Dabei sind die Noten 
0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 ausgeschlossen. 

 
(3) Wird eine Prüfungsleistung von mehreren Prüfern bewertet, so errechnet sich de-

ren Note aus dem Durchschnitt der Noten der Prüfer. Bei der Berechnung der No-
te für eine solche Prüfungsleistung wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem 
Komma berücksichtigt, alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

 
 

§ 15 Vergabe von ECTS-Credits 
 
(1) ECTS-Credits (cr) für studienbegleitende Prüfungsleistungen sind nur dann zu 

vergeben, wenn die für die jeweilige Veranstaltung erforderlichen Leistungen er-
folgreich erbracht wurden. Für die Verrechnung im Einzelnen gelten die Bestim-
mungen der §§ 21 und 23. 

 
(2) Das Praktikum gemäß § 10 Absatz 1 wird mit 8 ECTS-Credits verrechnet. 
 
(3) Das Schulpraktikum gemäß § 10 Absatz 4 wird mit 8 ECTS-Credits verrechnet. 
 
(4) Die Abschlussarbeit gemäß § 24 wird mit 8 ECTS-Credits verrechnet. 
 
(5) Veranstaltungen zum Erwerb von Schlüsselqualifikationen (überfachlichen berufs-

feldorientierten Qualifikationen) werden je nach Vertiefungsrichtung mit 3 bzw. 6 
ECTS-Credits verrechnet. 
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§ 16 Lehr- und Prüfungssprachen 
 
(1) Lehrveranstaltungen können auf Vorschlag des Dozenten auch in englischer 

Sprache angeboten werden. 
 
(2) Aufgabenstellungen zu Klausuren werden in der Sprache verfasst, in der die je-

weilige Lehrveranstaltung abgehalten wurde. Die Aufgaben können in Englisch 
oder Deutsch beantwortet werden. Ausnahmen gelten für ausländische Gastdo-
zenten. 

 
 
 
IV.  Prüfungen und Fristen für das Ablegen der Prüfungen 
 
A. Orientierungsprüfung 
 

§ 17 Zweck der Orientierungsprüfung 
 
Der Studierende hat in der Orientierungsprüfung nachzuweisen, dass er sich grund-
legende Kenntnisse und Fähigkeiten in Volkswirtschaftslehre angeeignet hat und 
somit für diesen Studiengang grundsätzlich geeignet ist.  
 
 

§ 18 Inhalt, Art und Umfang der Orientierungsprüfung 
 
(1) Zur Orientierungsprüfung gehören die vier Prüfungsleistungen aus den folgenden 

Lehrveranstaltungen des ersten Studienjahres:  
 

a. Einführung in die Volkswirtschaftslehre 
b. Mathematik I 
c. Mathematik II 
d. Mikroökonomik I 

 
(2) Bei diesen Prüfungsleistungen gelten gemäß § 13 Absatz 4 die besonderen Be-

stimmungen zur Terminierung der jeweiligen Prüfungen. 
  
(3) Diese Prüfungsleistungen können, sofern sie nicht bestanden sind, zum nächst-

möglichen Termin einmal wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist aus-
geschlossen. Ist die Orientierungsprüfung bis zum Beginn der Vorlesungszeit des 
vierten Semesters einschließlich etwaiger Wiederholungen nicht abgeschlossen, 
so erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, der Student hat die Fristüber-
schreitung nicht zu vertreten. In diesem Fall gewährt der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses dem Studierenden auf schriftlichen Antrag eine Verlängerung 
der Frist, innerhalb der die Orientierungsprüfung abzulegen ist. 

 
(4) Wer die Orientierungsprüfung nicht bis zum Ende des zweiten Semesters abge-

legt hat, muss an einer Studienberatung teilnehmen. 
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B. Bachelor-Prüfung (Abschlussprüfung) 
 

§ 19 Zweck der Bachelor-Prüfung 
 
Die Bachelor-Prüfung bildet einen ersten wissenschaftlichen Hochschulabschluss im 
Studienfach Volkswirtschaftslehre (Economics). Durch die Bachelor-Prüfung soll 
festgestellt werden, ob der Kandidat die grundlegenden Fachkenntnisse besitzt, um 
die Zusammenhänge des Faches zu überblicken und ob er in der Lage ist, neue 
Entwicklungen im wirtschaftlichen Bereich mit wirtschaftswissenschaftlichen Theorien 
und Analyseansätzen zu erfassen und zu erklären.  
 
 

§ 20 Inhalt, Art und Umfang der Bachelor-Prüfung 
 
Die Bachelor-Prüfung besteht aus drei Teilen. In Teil I sind insgesamt achtzehn stu-
dienbegleitende Prüfungsleistungen des Basisstudiums gemäß § 21 zu erbringen; in 
Teil II sind insgesamt sechs studienbegleitende Prüfungsleistungen des Vertiefungs-
studiums gemäß § 23 sowie eine Seminarleistung zu erbringen; Teil III ist gemäß § 
24 die schriftliche Abschlussarbeit, die mit dem Seminar eine thematische Einheit 
bildet. 
 
 

§ 21 Teil I der Abschlussprüfung (studienbegleitende Prüfungsleistungen  
des Basisstudiums, Module 1 bis 7) 

 
(1) Teil I der Bachelor-Prüfung besteht aus achtzehn schriftlichen, mit mindestens der 

Note „ausreichend“ bewerteten Prüfungsleistungen, die in den sieben Modulen 
des Basisstudiums zu erbringen sind (insgesamt 116 cr): 
 
Modul 1: Mathematik 
Für jeden der folgenden Kurse ist eine Prüfungsleistung zu erbringen: 
 
1. Mathematik I (9 cr) 
2. Mathematik II (9 cr) 
 
Modul 2: Statistik und Ökonometrie 
Für jeden der folgenden Kurse ist eine Prüfungsleistung zu erbringen: 
 
3. Statistik I (6 cr) 
4. Statistik II (6 cr) 
5. Ökonometrie I (8 cr) 
 
Modul 3: Grundlagen der Wirtschaftstheorie 
Für jeden der folgenden Kurse ist eine Prüfungsleistung zu erbringen: 
 
6. Einführung in die Volkswirtschaftslehre (9 cr) 
7. Mikroökonomik I (9 cr) 
8. Makroökonomik I (9 cr) 
 
Modul 4: Wirtschaftspolitik 
Für jeden der folgenden Kurse ist eine Prüfungsleistung zu erbringen: 
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9. Wirtschaftspolitik I (6 cr) 
10. Finanzwissenschaft I (6 cr) 
 
Modul 5: Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre I 
Für jeden der folgenden Kurse ist eine Prüfungsleistung zu erbringen: 
 
11. Grundlagen des betrieblichen Rechnungswesens (3 cr) 
12. Betriebswirtschaftslehre 1 (5 cr) 
 
Modul 6: Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre II 
Für jeden der folgenden Kurse ist eine Prüfungsleistung zu erbringen: 
 
13. Betriebswirtschaftslehre 2 (5 cr) 
14. Betriebswirtschaftslehre 3 (5 cr) 
15. Betriebswirtschaftslehre 4 (5 cr) 
 
Modul 7: Weiterführende Betriebswirtschaftslehre 
Für jeden der folgenden Kurse ist eine Prüfungsleistung zu erbringen: 
 
16. Allgemeine Betriebswirtschaftslehre 1 (5 cr) 
17. Allgemeine Betriebswirtschaftslehre 2 (5 cr) 
18. Privatrecht (6 cr) 
 

(2) Diese Prüfungsleistungen sind - mit Ausnahme der zur Orientierungsprüfung ge-
mäß § 18 gehörenden Prüfungsleistungen - bis zum Ende des fünften Semesters 
abzulegen. Wer diese Prüfungsleistungen einschließlich etwaiger Wiederholun-
gen nicht bis zum Ende des achten Semesters bestanden hat, verliert den Prü-
fungsanspruch, es sei denn, die Fristüberschreitung ist von ihm nicht zu vertreten. 
In diesem Fall gewährt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses dem Studie-
renden auf schriftlichen Antrag eine Verlängerung der Frist. 

 
 

§ 22 Anmeldung und Zulassung zu Teil II und Teil III der Abschlussprüfung 
 
(1) Die Anmeldung zu den studienbegleitenden Prüfungsleistungen des Teils II 

(Wahlpflichtmodule/Aufbaumodule 8 und 9 in den Vertiefungsrichtungen) erfolgt 
gemäß § 12 Absatz 1 im Prüfungssekretariat. Voraussetzung für die Anmeldung 
und das Ablegen entsprechender Prüfungsleistungen ist die bestandene Orientie-
rungsprüfung gemäß § 18. 

 
(2) Die Anmeldung zum Seminar gemäß § 23 erfolgt bei dem jeweiligen Seminarlei-

ter.
 
(3) Voraussetzungen für die Zulassung zu Teil III der Abschlussprüfung (Bachelor 

Thesis) sind die schriftlichen Prüfungsleistungen des Basisstudiums gemäß § 21, 
die Seminarleistung gemäß § 23 sowie der Nachweis über den Erwerb von 
Schlüsselqualifikationen (überfachlichen berufsfeldorientierten Qualifikationen) 
und die vorgeschriebenen Praktika gemäß § 10. 

 
(4) Im Übrigen gelten für die Anmeldung und Zulassung zu Teil II und III der Ab-

schlussprüfung die Bestimmungen des § 12 entsprechend. 
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§ 23 Teil II der Abschlussprüfung (studienbegleitende  

Prüfungsleistungen des Vertiefungsstudiums, Module 8 und 9) 
 
(1) Teil II der Abschlussprüfung besteht aus einer Seminarleistung (4 Cr) sowie 

schriftlichen Prüfungsleistungen bzw. Leistungsnachweisen, die studienbegleitend 
während des Vertiefungsstudiums wahlweise in einer der drei Vertiefungsrichtun-
gen A, B oder C wie folgt abzulegen sind: 
 
Vertiefungsrichtung A (Quantitative Economics) 
 

Aufbaumodul A 8 (20 cr) 
In jedem der folgenden Kurse ist eine Prüfungsleistung zu erbringen: 

 
1. Mikroökonomik II (9 cr) 
2. Makroökonomik II (6 cr) 
3. Außenwirtschaftstheorie oder Kapitalmarkttheorie (5 cr) 
 
Ergänzungsmodul A 9 (18 cr) 
In folgenden Kursen sind Prüfungsleistungen zu erbringen: 
Kurse aus dem Wahlpflichtbereich im Umfang von insgesamt 18 cr 

 
 
Vertiefungsrichtung B (Business and Economics Education) 
 

Aufbaumodul B 8 (21 cr)  
In folgenden Kursen sind Prüfungsleistungen (1. bis 3.) zu erbringen sowie  
ein unbenoteter Leistungsnachweis (4.): 

 
1. Mikroökonomik II (9 cr) 
2. Grundlagen der Berufs- und Wirtschaftspädagogik I (3 cr) 
3. Didaktik I (3 cr) 
4. Einführung in die Unterrichtspraxis (6 cr) 

 
Ergänzungsmodul B 9 (12 cr) 
In folgenden Kursen sind Prüfungsleistungen zu erbringen: 
Kurse aus dem Wahlpflichtbereich im Umfang von insgesamt 12 cr 

 
 
Vertiefungsrichtung C (praxisbezogen) 
 
Aufbaumodul C 8 (14 cr):  
In jedem der folgenden Kurse ist eine Prüfungsleistung zu erbringen: 

 
1. Mikroökonomik II (9 cr) 
2. Allgemeine Betriebswirtschaftslehre 3 (5 cr) 
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Ergänzungsmodul C 9 (24 cr) 
In folgenden Kursen sind Prüfungsleistungen zu erbringen: 
Kurse aus dem Wahlpflichtbereich im Umfang von insgesamt 24 cr 

 
(2) Die Art der Seminarleistung wird vom Seminarleiter der jeweiligen Lehrveranstal-

tung zu Beginn der Lehrveranstaltung bekannt gegeben. Im Übrigen gilt § 11 Ab-
satz 1 Satz 2 entsprechend. 

 
 

§ 24 Teil III der Abschlussprüfung (schriftliche Abschlussarbeit) 
 
(1) Die schriftliche Abschlussarbeit (Bachelor Thesis) setzt die in § 23 genannte Se-

minarleistung voraus. Hierbei bilden Seminar und Abschlussarbeit eine themati-
sche Einheit.  

 
(2) Die Abschlussarbeit ist eine Prüfungsleistung. Sie soll zeigen, dass der Kandidat 

in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Bearbeitungszeit ein Thema aus 
seinem Studienfach nach wissenschaftlichen Grundsätzen und Methoden selbst-
ständig zu bearbeiten. 

 
(3) Der Umfang der Abschlussarbeit sollte 20 Seiten nicht überschreiten. Für die Ab-

schlussarbeit werden 8 cr vergeben. 
 
(4) Die Ausgabe des Themas der Abschlussarbeit sowie die Betreuung kann nur 

durch einen Professor, Juniorprofessor, Hochschuldozenten oder Privatdozenten 
oder einen wissenschaftlichen Mitarbeiter mit langjähriger erfolgreicher Lehrtätig-
keit, dem das Rektorat nach § 52 Absatz 1 Satz 5 LHG die Prüfungsbefugnis ü-
bertragen hat, erfolgen. 

 
(5) Der Prüfungsausschuss bestellt aus dem genannten Personenkreis zwei Prüfer 

für die Abschlussarbeit und teilt dem Kandidaten das Thema mit. Der Betreuer 
der Arbeit soll in der Regel auch begutachten. Ein Thema kann nur ausgegeben 
werden, wenn der Betreuer seine Bereitschaft zur Begutachtung erklärt hat. Die 
bestellten Prüfer und der Ausgabezeitpunkt des Themas sind aktenkundig zu ma-
chen. Die Frist für die Anfertigung der Arbeit beginnt mit der Ausgabe des The-
mas. 

 
(6) Das Thema für die Abschlussarbeit muss so beschaffen sein, dass es innerhalb 

von vier Wochen bearbeitet werden kann. Diese Frist kann in besonderen Aus-
nahmefällen, die vom Kandidaten nicht zu vertreten sind, um eine Woche verlän-
gert werden. Besteht nach diesem Zeitraum der Hinderungsgrund weiter, so gilt 
das Thema als nicht ausgegeben und der Kandidat erhält nach Wegfall des Hin-
derungsgrundes unverzüglich ein neues Thema. Das Thema wird dem Prüfungs-
ausschuss von dem in Absatz 4 benannten Betreuer genannt. Das Thema kann 
nur einmal und nur innerhalb der ersten zwei Wochen der Bearbeitungszeit zu-
rückgegeben werden. Ein neues Thema ist binnen vier Wochen zu stellen und 
auszugeben. 

 
(7) Bei Abgabe der Abschlussarbeit hat der Kandidat schriftlich zu versichern, dass 

er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quel-
len und Hilfsmittel benutzt hat. Er hat bis zum Abschluss des Prüfungsverfahrens 
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die Materialien verfügbar zu halten, welche die eigenständige Abfassung der Ab-
schlussarbeit belegen können. 

 
(8) Die Abschlussarbeit ist fristgerecht in drei gebundenen, maschinengeschriebenen 

Exemplaren (Format DIN A4) sowie einmal in digitaler Form beim Zentralen Prü-
fungsamt abzuliefern. Der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. 

 
(9) Die in Absatz 5 genannten Prüfer legen binnen sechs Wochen nach Abgabe der 

Abschlussarbeit ihre Bewertungen dem Zentralen Prüfungsamt vor. 
 
 

§ 25 Bewertung der Bachelor-Prüfung, Bildung der Gesamtnote 
 
(1) Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn alle Prüfungsleistungen gemäß §§ 21, 

23 und 24 bestanden sind. 
 
(2) In die Gesamtnote der Abschlussprüfung gehen die folgenden vier Einzelnoten 

wie folgt gewichtet ein: 
 
1. Die Durchschnittsnote aus den Modulen 1 bis 7 des Basisstudiums gemäß § 

21 mit 50% 
 
2. Die Durchschnittsnote aus den Prüfungsleistungen des Aufbaumoduls der je-

weiligen Vertiefungsrichtung gemäß § 23 mit 30 % 
 
3. Die Note der Seminarleistung gemäß § 23 mit 5 % 
 
4. Die Note der Abschlussarbeit gemäß § 24 mit 15 %. 
 
Die Durchschnittsnote der Leistung 1. wird aus den Einzelnoten der jeweiligen 
Module gebildet. Hierbei wird die Einzelnote eines jeden Moduls als nach den 
ECTS-Punkten der jeweiligen Lehrveranstaltungen gewichtetes arithmetisches 
Mittel der einzelnen Prüfungsleistungen berechnet. Die Berechnung der Durch-
schnittsnote der Leistung 2. erfolgt ebenfalls gewichtet nach der Gesamtzahl der 
ECTS-Punkte der einzelnen Prüfungsleistungen.  
 

(3) Alle Durchschnittsnoten sowie die Gesamtnote der Bachelor-Prüfung werden mit 
einer Dezimalstelle ausgewiesen. Alle weiteren Stellen werden ohne Rundung 
gestrichen. 

 
(4) Als Prädikate für den Ausweis der Gesamtnote im Bachelor-Zeugnis gelten fol-

gende Bezeichnungen: 
 
 Bei einem Durchschnitt bis 1,3   = ausgezeichnet 
 bei einem Durchschnitt über 1,3 bis 1,5  = sehr gut 
 bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5  = gut 
 bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5  = befriedigend 
 bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0  = ausreichend 
 bei einem Durchschnitt über 4,0  = nicht ausreichend. 
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§ 26 Zeugnis, Urkunde 

 
(1) Hat der Kandidat die Bachelor-Prüfung bestanden, so erhält er unverzüglich ein 

Zeugnis. In diesem sind sämtliche Prüfungsleistungen der Bachelor-Prüfung mit 
den jeweiligen Einzelnoten sowie die Gesamtnote (mit einer Kommastelle) und 
das Thema der Abschlussarbeit aufgeführt. Auf Antrag wird eine Bescheinigung 
ausgestellt, die über den erreichten Rangplatz Auskunft gibt. 

 
(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird eine Urkunde ausgehändigt, mit der die Ver-

leihung des akademischen Bachelor-Grades beurkundet wird. Der akademische 
Grad darf erst nach Aushändigung der Urkunde geführt werden. 

 
(3) Es wird eine englischsprachige Übersetzung des Zeugnisses und der Urkunde 

ausgestellt. In der englischen Übersetzung wird die Bezeichnung „Bachelor of 
Arts in Economics“ verwendet. 

 
(4) Zeugnis und Urkunde werden vom Fachbereichssprecher des Fachbereichs 

Wirtschaftswissenschaften der Universität Konstanz und dem Vorsitzenden des 
Zentralen Prüfungsausschusses unterzeichnet. Als Datum ist der Tag anzugeben, 
an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht wurde. 

 
(5) Jedem Zeugnis wird ein Diploma Supplement nach dem European Diploma 

Supplement Model beigefügt. 
 
 
C. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 
 

§ 27 Wiederholung von Prüfungen, Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
 
(1) Nicht bestandene Prüfungsleistungen können einmal wiederholt werden. Dies gilt 

auch für Seminarleistungen. Fehlversuche an anderen Hochschulen werden an-
gerechnet. Die Wiederholungsprüfung ist zum nächstmöglichen Prüfungstermin 
abzulegen. Der Prüfungsanspruch erlischt bei Versäumnis der Frist, es sei denn, 
der Kandidat hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 

 
(2) Ist das Ergebnis einer Wiederholungsprüfung in den gemäß § 20 vorgeschriebe-

nen Prüfungsleistungen (ausgenommen die Prüfungsleistungen der Orientie-
rungsprüfung) wiederum „nicht ausreichend", so kann der Prüfungsausschuss 
den Kandidaten bei insgesamt höchstens zwei Prüfungsleistungen zur Vermei-
dung einer unbilligen Härte zu einer zweiten Wiederholungsprüfung zulassen. Die 
Zulassung erfolgt auf schriftlichen Antrag des Kandidaten, der die Gründe für eine 
unbillige Härte substantiiert darlegen muss. Die zweite Wiederholung einer Orien-
tierungsprüfungsleistung ist ausgeschlossen. 

 
(3) Ist die Abschlussarbeit (§ 24) gemäß § 14 mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, 

so wird dem Kandidaten auf seinen Antrag ein neues Thema gestellt. Der Antrag 
muss innerhalb von zwei Wochen nach der schriftlichen Mitteilung des Ergebnis-
ses der ersten Abschlussarbeit durch das Zentrale Prüfungsamt gestellt werden. 
Wird der Antrag nicht fristgemäß gestellt, erlischt der Prüfungsanspruch, es sei 
denn, der Kandidat hat die Fristüberschreitung nicht zu vertreten. Das Thema der 
zweiten Abschlussarbeit wird dem Kandidaten innerhalb von vier Wochen nach 
der Antragsstellung bekannt gegeben. 
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(4) Eine Rückgabe des Themas innerhalb der in § 24 Absatz 6 Satz 5 genannten 

Frist ist nur zulässig, wenn der Kandidat bei der Anfertigung seiner ersten Ab-
schlussarbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat. Eine weitere 
Antragstellung ist ausgeschlossen. 

 
(5) Die Abschlussarbeit darf nur einmal wiederholt werden. 
 
(6) Eine bestandene Prüfungsleistung kann nicht wiederholt werden. 
 
(7) Die gesamte  Bachelor-Prüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn eine oder 

mehrere studienbegleitende Prüfungsleistungen oder die schriftliche Abschluss-
arbeit endgültig nicht bestanden sind. 

 
 

§ 28 Bescheinigung über Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
 
(1) Hat ein Kandidat die Bachelor-Prüfung endgültig nicht bestanden, erteilt das Zent-

rale Prüfungsamt einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen ist. 

 
(2) Auf Antrag und gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise sowie der Exma-

trikulationsbescheinigung wird vom Zentralen Prüfungsamt eine Bescheinigung 
ausgestellt, welche die bis dahin erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten 
sowie die für den entsprechenden Prüfungsabschnitt fehlenden Prüfungsleistun-
gen enthält und die erkennen lässt, dass die entsprechende Prüfung endgültig 
nicht bestanden ist bzw. der Prüfungsanspruch erloschen ist. 

 
 
 
V. Schlussbestimmungen 
 

§ 29 Ungültigkeit 
 
(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach 

Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuss nach-
träglich die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringen ge-
täuscht wurde, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für 
nicht bestanden erklären. 

 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, oh-

ne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, so wird dieser Mangel durch das 
Bestehen der Prüfung geheilt. Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu Un-
recht erwirkt, so gilt die Prüfung als nicht bestanden. 

 
(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
 
(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues 

auszustellen. Mit dem unrichtigen Prüfungszeugnis ist auch die Bachelor-Urkunde 
einzuziehen, wenn die Prüfung aufgrund der Täuschungshandlung für nicht be-
standen erklärt wird. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist 
nach einer Frist von fünf Jahren, gerechnet vom Datum des Prüfungszeugnisses 
an, ausgeschlossen. 
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(5) Die Aberkennung des akademischen Grades richtet sich nach den gesetzlichen 

Vorschriften. 
 
 

§ 30 Rechtsmittel 
 
Der Kandidat kann gegen die Entscheidungen im Prüfungsverfahren, die einen Ver-
waltungsakt darstellen, Widerspruch erheben (§§ 68 ff. VwGO). Den Widerspruchs-
bescheid erlässt der Rektor der Universität Konstanz auf Vorschlag des Zentralen 
Prüfungsausschusses, der hierzu den Prüfungsausschuss für den Bachelor-
Studiengang "Bachelor of Economics" zu hören hat. 
 
 

§ 31 Einsicht in die Prüfungsakten 
 
Der Kandidat hat das Recht, nach Abschluss des Prüfungsverfahrens binnen Jahres-
frist Einsicht in seine schriftlichen Prüfungsleistungen, in die darauf bezogenen Be-
wertungen der Prüfer und in die Prüfungsprotokolle zu nehmen. Das Prüfungsamt 
bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 
 
 

§ 32 In-Kraft-Treten 
 

Diese Prüfungsordnung tritt zum 1. Oktober 2006 in Kraft. 
 
 

 
 
Konstanz, 10. Juli 2006 
 
 

 
 
Prof. Dr. Dr. h.c. Gerhart von Graevenitz 
Rektor  
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